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C. Finanzministerium

Vergütung der Vorsitzenden der Einigungsstellen
nach § 71 Abs. 7 NPersVG

RdErl. d. MF v. 15. 4. 2021 — VD4-03602/2/2 —

— VORIS 20470 —

Bezug: RdErl. v. 6. 4. 2016 (Nds. MBl. S. 508)
— VORIS 20470 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 5. 2021 wie folgt
geändert:

In Nummer 2 Satz 1 wird das Datum „31. 12. 2021“ durch das
Datum „31. 12. 2023“ ersetzt.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 16/2021 S. 894

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) —

Abrechnungsempfehlungen der Bundesärztekammer
zu osteopathischen Leistungen

RdErl. d. MF v. 20. 4. 2021
— VD3-03540/01/005/01/Ä —

— VORIS 20444 —

Der Ausschuss „Gebührenordnung“ der Bundesärztekammer
hat sich auf seiner Sitzung vom 18. 3. 2021 auf die folgenden
Abrechnungsempfehlungen verständigt.

Die Abrechnungsempfehlungen werden in der Anlage be-
kannt gemacht. Sie sind im Rahmen von § 5 Abs. 1 NBhVO
bei der Festsetzung der Beihilfe zu berücksichtigen.

Dieser RdErl. tritt am 20. 4. 2021 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2026 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 16/2021 S. 894

Anlage

Abrechnungsempfehlungen der Bundesärztekammer
zu osteopathischen Leistungen

D. Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Durchführung des NLöffVZG

RdErl. d. MS v. 20. 4. 2021 — 103-40013/0-2 —

— VORIS 81610 —

Bezug: RdErl. v. 26. 4. 2011 (Nds. MBl. S. 307)
— VORIS 81610 —

Zum Vollzug des NLöffVZG vom 8. 3. 2007 (Nds. GVBl.
S. 111), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. 5. 2019 (Nds.
GVBl. S. 80), werden die folgenden Verwaltungsvorschriften
erlassen:

1. Zu § 4 Abs. 1 Satz 1

1.1 Zu Nummer 3 Buchst. a

Nach dieser Regelung dürfen an Sonntagen und staatlich
anerkannten Feiertagen für die Dauer von täglich drei Stun-
den Verkaufsstellen öffnen, die nach ihrer Größe und nach
Sortiment auf den Verkauf von täglichem Kleinbedarf (i. S.
des § 2 Abs. 2) ausgerichtet sind. Hierbei ist Folgendes zu be-
achten: 

1.1.1 Ab einer Verkaufsfläche von mehr als 800 m2 handelt es
sich um großflächigen Einzelhandel i. S. des Baurechts
(vgl. BVerwG, Urteil vom 24. 11. 2005 — 4 C 10.04. —
zu § 11 Abs. 3 BauNVO). Eine Verkaufsstelle dieser
Größe ist nicht mehr auf den Verkauf von Kleinbedarf
ausgerichtet. Bei kleineren Verkaufsflächen bleibt zu
prüfen, ob die Verkaufsstelle auf den Verkauf von tägli-
chem Kleinbedarf i. S. des § 2 Abs. 2 ausgerichtet ist.
Dies ist in der Regel bei Lebensmittelgeschäften mit ei-
ner Verkaufsfläche bis zu 800 m2 anzunehmen. 

1.1.2 Darüber hinaus müssen die Waren des täglichen Klein-
bedarfs (vgl. Verwaltungsgericht [VG] Hannover, Beschl.
vom 1. 7. 2010 — 11 B 2749/10 —) das Hauptsortiment
darstellen. Dies ist z. B. bei Baumärkten nicht der Fall. 

1.1.3 Maßgeblich bei der Betrachtung der Größe und des
Sortiments ist die gesamte Verkaufsstelle. In die Ver-
kaufsflächenberechnung sind alle Flächen einzubezie-
hen, die von Kundinnen und Kunden betreten oder
eingesehen werden können (vgl. BVerwG, Urteil vom
24. 11. 2005 — a. a. O. — S. 16). An Sonn- oder Feier-
tagen eingerichtete Flächenminimierungen durch Ab-
sperrungen oder Angebotsbeschränkungen haben kei-
nen Einfluss auf die Flächenberechnung. Bei der Be-
rechnung der Verkaufsfläche eines Supermarktes sind
eigenständige Verkaufsstellen im Kassenvorbereich
wie z. B. Bäckereigeschäfte nicht zu berücksichtigen.
Die Verkaufsflächen sind für jede Verkaufsstelle sepa-
rat zu berechnen.  

1.2 Zu Nummer 4 

Für diese Verkaufsstellen gilt keine Größenbeschränkung auf
800 m2 wie bei denen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a. 

Num-
mer

Leistung Abrechnungsempfehlung

1 Osteopathische 
Behandlung Atemsystem/
Brustkorb

GOÄ-Nr. 505 analog

2 Osteopathische 
Behandlung mit Muskel-
energietechniken

GOÄ-Nr. 507 analog

3 Osteopathische 
Behandlung mit Massage-
techniken

GOÄ-Nr. 520 analog

4 Osteopathische 
Behandlung, Bauch- 
und Beckenorgane

GOÄ-Nr. 521 analog

5 Osteopathische 
Behandlung unter 
Anwendung spezieller 
Weichteiltechniken

GOÄ-Nr. 523 analog

6 Tenderpoint-Behandlung 
nach Jons an den 
Extremitäten

GOÄ-Nr. 525 analog

7 Tenderpoint-Behandlung 
nach Jons an Wirbelsäule 
und/oder Rumpf

GOÄ-Nr. 526 analog

8 Kraniosakrale osteo-
pathische Behandlung

GOÄ-Nr. 527 analog

9 Osteopathischer Eingriff 
an der Wirbelsäule

GOÄ-Nr. 3306 analog

Num-
mer

Leistung Abrechnungsempfehlung
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2. Zu § 5

2.1 Zu Absatz 1

Die Ausnahmegenehmigung bezieht sich auf den gesamten
Ortsbereich und somit auf alle dort gelegenen Verkaufsstellen,
und zwar auch dann, wenn sie nicht zu den Antragstellenden
gehören.

2.1.1 Ortsbereich

Mit dem Begriff „Ortsbereich“ hat der Gesetzgeber bewusst
den bisher verwandten Begriff wieder in den Gesetzeswortlaut
aufgenommen. So wird klargestellt, dass auch weiterhin keine
Ortsteile und Bezirke der Gemeinde i. S. des NKomVG in Be-
zug genommen werden. 

2.1.2 Erforderlichkeit eines Sachgrundes

Bei der Entscheidung über eine Zulassung ist die einschlä-
gige Rechtsprechung, insbesondere das Urteil des BVerfG
vom 1. 12. 2009 — 1 BvR 2857/07 und 1 BvR 2858/07 — zum
BerlLadÖffG, zu beachten. Im Hinblick auf die grundsätzlich
sicherzustellende Arbeitsruhe an Sonn- und Feiertagen dür-
fen Öffnungen an den nicht nach § 5 Abs. 1 Satz 2 ausgenom-
menen Sonntagen nur bei nachgewiesenem Vorliegen der
Voraussetzungen zugelassen werden 

So ist insbesondere darzulegen, ob und wie zumindest einer
der in § 5 Abs. 1 Satz 1 genannten Sachgründe eine Ladenöff-
nung an Sonntagen rechtfertigt. Dazu bedarf es einer nach-
vollziehbaren und dokumentierten Begründung, denn es muss
Klarheit über die Art sowie über das zeitliche und räumliche
Ausmaß der Veranstaltung oder des Ereignisses bestehen. 

Nur auf dieser Grundlage lässt sich beurteilen, ob der jewei-
lige Sachgrund so gewichtig ist, eine Ausnahme von der Sonn-
tagsruhe zu rechtfertigen (vgl. Oberverwaltungsgericht [OVG]
Münster, Beschl. vom 4. 5. 2018 — 4 B 590/18 — und OVG
Lüneburg, Beschl. vom 1. 11. 2019 — 7 ME 56/19 — und 1. 9.
2020 — 7 ME 89/20 —). 

Hinzuweisen ist auf die ständige Rechtsprechung zur Fest-
stellung von Sachgründen. So werden wirtschaftliche Interes-
sen an einer sonntäglichen Ladenöffnung wie z. B. Umsatz-
interesse des Handels oder Shoppinginteressen der Kundin-
nen und Kunden nicht als Sachgründe akzeptiert. 

2.1.3 Die Sachgründe im Einzelnen

2.1.3.1 Besonderer Anlass

Erforderlich ist im Kern, dass der besondere Anlass den
Sonntag prägt und die Geschäftsöffnung sich als bloßer Annex
zu dieser Veranstaltung darstellt (vgl. BVerfG, Urteil vom 1. 12.
2009 — 1 BvR 2857/07 und 1 BvR 2858/07 — und OVG Lüne-
burg, Beschl. vom 5. 5. 2017 — 7 ME 32/17 —, 13. 9. 2017 —
7 ME 77/17 —, 1. 11. 2017 — 7 ME 100/17 —, 5. 10. 2018 —
7 ME 75/18 —, 7. 3. 2019 — 7 ME 9/19 —, 1. 11. 2019 —
7 ME 56/19 — und 1. 9. 2020 — 7 ME 89/20 —). 

In einem Flächenland wie Niedersachsen mit den vielfälti-
gen kommunalen Strukturen, Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen sowie historisch gewachsenen Traditionen sind beispiel-
hafte Aufzählungen kein adäquates Mittel, um Rechtssicher-
heit herzustellen. 

Die aktuelle Rechtsprechung des OVG Münster (a. a. O.)
zeigt, dass trotz der im dortigen Ladenöffnungsgesetz enthal-
tenen Vermutungswirkung von Anlässen jede einzelne Ent-
scheidung gerichtlich überprüfbar ist. 

Als Prüfkriterien kommen im Wesentlichen folgende Aspekte
in Betracht: 

2.1.3.1.1 Besucherströme 

Sog. Besucherströme können ein Kriterium sein, aber
nicht das einzige und auch nicht das ausschließ-
liche (vgl. OVG Münster, Beschl. vom 5. 5. 2017 —
4 B 520/17 —). 

Besucherströme können von der Antragstellerin oder
dem Antragsteller prognostiziert werden, die Ge-
meinde hat aber die Bewertung nachvollziehbar
vorzunehmen.

Zwar unterliegt die Prognose der Gemeinde einge-
schränkter verwaltungsgerichtlicher Kontrolle, je-

doch hat das Gericht dennoch zu prüfen, ob die bei
der Entscheidung über die Zulassung vorgenomme-
ne Prognose schlüssig und vertretbar ist (vgl. OVG
Lüneburg, Beschl. vom 13. 9. 2017 — 7 ME 77/17
— und 7. 3. 2019 — 7 ME 9/19 — Randnummer 26).

2.1.3.1.2 Zeitlicher Umfang 

Der zeitliche Umfang des Anlasses muss den der
Ladenöffnung begründen (vgl. VG Braunschweig,
Beschl. vom 31. 1. 2020 — 1 B 14/20 —). 

2.1.3.1.3 Örtlicher Umfang

Die Festlegung des Ortsbereichs stützt das Regel-
Ausnahme-Prinzip. 

Daher ist insbesondere der Bezug des Ortsbereichs
der Ladenöffnung zum Anlass nachvollziehbar dar-
zustellen. Die Ladenöffnung darf auch hier insoweit
nur Annex sein. 

Es ist zu prüfen und zu begründen, wie weit die
Ausstrahlungswirkung des Anlasses örtlich reicht.
So werden z. B. bei kleinen Veranstaltungen Entfer-
nungen der Läden von 800 m bis 1 000 m hiervon
regelmäßig nicht mehr erfasst (vgl. VG Köln, Beschl.
vom 4. 12. 2018 — 1 L 2722/18 —, VG Braun-
schweig, Beschl. vom 31. 1. 2020 — 1 B 14/20 —). 

 2.1.3.2 Öffentliches Interesse an der Belebung der Gemeinde
oder eines Ortsbereichs oder Sichtbarkeit der Gemeinde

Durch formale kommunale Beschlüsse z. B. 

— zu integrierten Kommunalentwicklungskonzepten unter
Aspekten wie demographischer Wandel, 

— zur Quartiersstärkung, 

— zur städtebaulichen Entwicklung der Innenstädte oder

— zu kommunalen Zielen, die aus dem Landesraumord-
nungsprogramm abgeleitet werden können,

sollte das öffentliche Interesse belegbar sein, insbesondere 

— als attraktiver und lebenswerter Standort wahrgenommen
zu werden; Erhaltung kommunaler Vielfalt, 

— die Schaffung von Möglichkeiten zur Selbstdarstellung
und Sichtbarmachung der Gemeinde sowohl für bereits
örtlich verwurzelte als auch für sich neu ansiedelnde Ein-
wohnerinnen und Einwohner sowie Unternehmen, 

— die Schaffung von Möglichkeiten, die örtliche demogra-
fische Entwicklung positiv zu beeinflussen. 

Das öffentliche Interesse kann mit einem anderen Sach-
grund verbunden werden, weil es fraglich sein kann, ob es allein
im Einzelfall einen eigenständigen hinreichenden Grund für
eine Öffnung rechtfertigt (OVG Münster, Beschl. vom 2. 11.
2018 — 4 B 1580/18 —, OVG Lüneburg, Beschl. vom 7. 3.
2019 — 7 ME 9/19 — und 1. 9. 2020 — 7 ME 89/20 —).

2.1.3.3 Sonstiger rechtfertigender Sachgrund

Es handelt sich um einen Auffangtatbestand

2.1.3.4 Wirtschaftliche Interessen

Umsatz- oder Shoppinginteressen stellen keine Sachgründe
dar.

2.1.4 Ermessenentscheidung

Die zuständige Behörde hat — auch bei Vorliegen mehrerer
Sachgründe — über die Zulassung in dem ihr zustehenden
Ermessen zu entscheiden. 

2.1.4.1 Güterabwägung

Durch die Zulassung der Ladenöffnung beeinträchtigte In-
teressen Dritter sind bei der Entscheidung über die Ladenöff-
nung zu berücksichtigen. 

Gesellschaftsrelevante Rechtsgüter betroffener Dritter kön-
nen insbesondere sein: 

— Schutz der Sonntagsruhe (Kirchen),

— Schutz der sonntäglichen Arbeitsruhe (Beschäftigte), 

— Koalitionsfreiheit (Gewerkschaften). 

Es besteht die Möglichkeit, dass die Tatbestandsmerkmale
des § 5 Abs. 1 erfüllt sind, im Rahmen der Güterabwägung je-
doch zugunsten der Sonntagsruhe entschieden wird und so-
mit eine Versagung der Zulassung erfolgt. 
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2.1.4.2 Begrenzung der Ladenöffnung

Wird nach der Güterabwägung zugunsten der Ladenöff-
nung entschieden, kann gleichwohl, um das Regel-Ausnahme-
Prinzip einzuhalten, die Zulassung der Ladenöffnung be-
grenzt werden und zwar insbesondere 

2.1.4.2.1 in zeitlichem Umfang: 

Das gesetzlich mögliche Maximum von fünf Stun-
den muss nicht ausgeschöpft werden; und/oder 

2.1.4.2.2 in räumlichem Umfang: 

Auf die Rechtsprechung des VG Köln wird hinge-
wiesen (vgl. Nummer 2.1.3.1.3). 

2.1.5 Zulässige Anzahl von Sonntagsöffnungen je Kalenderjahr

2.1.5.1 Sechs Sonntage je politischer Gemeinde 

Wenn in mehreren Ortsbereichen an ein und demselben
Sonntag ein für den jeweiligen Ortsbereich rechtfertigender
Sachgrund vorliegt, kann die Zulassung für diese Ortsberei-
che bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen erfolgen. Da-
mit ist einer der möglichen sechs Sonntage verbraucht. 

2.1.5.2 Vier Sonntage je Ortsbereich 

Damit dem Sonntagsschutz und der damit verbundenen Ar-
beitsruhe sowie dem Schutz der Beschäftigten Rechnung ge-
tragen wird, ist die Anzahl der zulässigen Sonntagsöffnungen
auf maximal vier je Ortsbereich festgeschrieben worden. 

2.1.5.3 Regelungen für Ausflugsorte 

Ist eine Gemeinde als Ausflugsort durch das MW aner-
kannt, so erhöht sich die maximale Anzahl auf acht Sonntage.

Ist nicht die gesamte Gemeinde, sondern ist ein Ortsbereich
oder sind mehrere Ortsbereiche als Ausflugsort anerkannt, so
erhöht sich ausschließlich für diesen Ortsbereich oder diese
Ortsbereiche die maximale Anzahl der Sonntage von vier auf
acht. Für die gesamte politische Gemeinde gilt dann die
Höchstzahl von acht Sonntagen, um eine Gleichbehandlung
der Gemeinden i. S. des § 5 Abs. 1 Sätze 4 und 5 zu gewähr-
leisten. 

2.2 Zu Absatz 3

Mit der gesetzlich eingeräumten Möglichkeit, nicht aber der
Verpflichtung, einer Jahresplanung und Bekanntgabe einer
Terminsetzung zur Antragstellung wird ein kommunales
Steuerungsinstrument für ein geordnetes Antragsverfahren
beschrieben. 

§ 28 VwVfG ist anzuwenden, sodass die örtlich gesell-
schaftsrelevanten Gruppen und Verbände wie z. B. die örtli-
chen Kirchengemeinden, die örtlichen Einzelhandelsver-
bände, die örtlich betroffenen Gewerkschaften, die örtlich zu-
ständige Industrie- und Handelskammer sowie die Handwerks-
kammer anzuhören sind. Die Form der Anhörung steht im
pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. Es gelten die Regelun-
gen des Verwaltungsrechts. 

Durch diese Beteiligungen und durch die gesetzliche Pflicht
zur ortsüblichen Bekanntgabe der betroffenen Sonntage, der
Sachgründe und der betroffenen Gebiete entsteht ein transpa-
rentes Zulassungsverfahren. 

2.3 Zu Absatz 4

Ein herausragender Anlass für eine Verkaufsstelle ist z. B.
ein 25-, 50- oder 75-jähriges Geschäftsjubiläum; auch andere
Anlässe sind denkbar. 

Die Anhörung nach § 28 VwVfG der örtlich gesellschaftsre-
levanten Gruppen und Verbände, wie z. B. der örtlichen Kir-
chengemeinden, der örtlichen Einzelhandelsverbände, der
örtlich betroffenen Gewerkschaften, der örtlich zuständigen
Industrie- und Handelskammer sowie der Handwerkskammer,
ist durchzuführen.

Diese Zulassungen unterliegen nicht den speziellen verfah-
rensrechtlichen Vorgaben des § 5 Abs. 3. 

3. Zu § 5 a

Mit dieser Vorschrift wird eine Regelung für restriktiv anzu-
erkennende Ausnahmesituationen geschaffen. 

Ein dringendes öffentliches Interesse an einer sonn- und
auch feiertäglichen Öffnung wird bei Katastrophen und Groß-
schadenslagen angenommen. Es soll dann die Möglichkeit der
Beschaffung von Material und Versorgungsgütern ermöglicht
werden, z. B. bei Überflutungen der Verkauf von Baumaterial
und Werkzeug sowie Versorgungsgüter für Helferinnen, Hel-
fer und die Bevölkerung. 

Diese Zulassungen sind nicht auf die Anzahl zulässiger
Sonntage des § 5 Abs. 1 anzurechnen und unterliegen auch
nicht den Verfahrensvorgaben des § 5 Abs. 3. 

4. Zu § 6

Für den gewerblichen Verkauf außerhalb von Verkaufsstel-
len gelten die Grenzen des § 3 Abs. 1 und 3 und die Ausnah-
memöglichkeiten der §§ 4, 5 und 5a.  

5. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 6. 5. 2021 in Kraft. Der Bezugserlass
tritt mit Ablauf des 5. 5. 2021 außer Kraft.

An die
Kommunen
Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter
Apothekerkammer Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 16/2021 S. 894

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse

Erl. d. ML v. 1. 12. 2020 — 406-64030/1-2.5/2-1 —

— VORIS 79100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und
der VV zu § 44 LHO Zuwendungen, teilweise unter finanziel-
ler Beteiligung des Bundes im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“.

Ziel und Zweck der Förderung ist die Überwindung struk-
tureller Nachteile, insbesondere aus Kleinflächigkeit und Be-
sitzzersplitterung, durch überbetriebliche Zusammenarbeit
im Rahmen forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse. Die För-
derung dient dazu, ein eigenständiges und professionelles Tä-
tigwerden der Zusammenschlüsse besonders unter Einbin-
dung des Kleinprivatwaldes zu entwickeln. Als Weiser dient
u. a. das durch die forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse
für ihre Mitglieder zusammengefasste Holzangebot.

Darüber hinaus soll die Nutz-, Schutz- und Erholungsfunk-
tion des Waldes durch Anreize zur nachhaltigen Bewirtschaf-
tung zugunsten des Gemeinwohls gesichert und nachhaltig
entwickelt werden. Schließlich sollen die Produktions- und
Absatzbedingungen in der Forstwirtschaft angesichts der Kon-
zentrationsprozesse auf der Abnehmerseite fortlaufend mo-
dernisiert werden.

Ziel der Förderung ist es auch, die Leistungsfähigkeit des
Waldes für den Naturhaushalt und die Allgemeinheit i. S. der
Daseinsvorsorge zu sichern. Für eine nachhaltige und ord-
nungsgemäße Waldbewirtschaftung, die langfristig die vielfäl-
tigen Funktionen des Waldes erfüllt, ist eine fachkundige
Betreuung privater Waldbesitzer unerlässlich. Private Wald-
besitzer sind regelmäßig nicht in der Lage, die Kosten für den
Einsatz von Forstfachkräften allein zu tragen und sollen daher
hierbei unterstützt werden.

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
stelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel.
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